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VORGESCHICHTE Das wachsende Bedürfnis nach Mobilität, die zunehmende Verflechtung 
der Märkte und die allgemeine Senkung der realen Fahrzeug- und Treib-
stoffkosten führen zu Beginn des 21. Jahrhunderts zu Kapazitätsengpäs-
sen auf Strasse und Schiene. Die Autoverbände Touring-Club (TCS) und 
Automobil-Club (ACS) reichen deshalb im Jahr 2000 die Volksinitiative 
«Avanti – für sichere und leistungsfähige Autobahnen» ein. Das Begehren 
hat drei Schwerpunkte: Erstens soll sich der Bund für leistungsfähige 
Verkehrsinfrastrukturen einsetzen, zweitens sollen gewisse Strassen vom 
Alpenschutzartikel (vgl. Vorlage 408) ausgenommen werden, und drittens 
sollen spätestens zehn Jahre nach Annahme der Initiative die Bauarbei-
ten zwischen Genf und Lausanne, Bern und Zürich sowie zwischen Erst-
feld und Airolo (= zweite Gotthardröhre) in Angriff genommen worden 
sein. 

Der Bundesrat geht zwar mit den Initianten darin einig, dass Kapazitäts-
engpässe beseitigt werden müssen, er will aber nicht die gleichen Strek-
ken ausbauen wie sie und zudem vorerst auf den Bau einer zweiten Gott-
hardröhre verzichten. Stattdessen will er den Agglomerationsverkehr 
stärker fördern. 2001 schickt die Landesregierung einen ersten Gegen-
entwurf in die Vernehmlassung, der die umstrittenen Punkte des Volks-
begehrens übernimmt, gleichzeitig aber im Sinne einer koordinierten 
Verkehrspolitik (vgl. Vorlage 351) den Ausbau von Schiene und Strasse 
vorsieht. Einzig die SP äussert sich positiv zu diesen Vorschlägen, SVP und 
FDP sprechen sich klar für eine zweite Gotthardröhre aus. Auch in der 
grossen Kammer stossen die Anliegen der Initianten auf offene Ohren: 
Mit 94 zu 83 Stimmen nimmt der Nationalrat gegen den Willen der Linken 
und Grünen einen Gegenvorschlag seiner Kommission an, der in einigen 
Punkten sogar noch über die Forderungen des Volksbegehrens hinaus-
geht. So wird der Bund nicht nur dazu verpflichtet, das Nationalstrassen-
netz fertig zu bauen, auch der Bau einer zweiten Gotthardröhre soll unter 
strengen Bedingungen möglich sein. Zur Finanzierung soll ein Fonds ge-
schaffen werden. Der Ständerat schliesst sich der Haltung des National-
rats an und stimmt mit 30 zu 6 Stimmen für den Gegenvorschlag der gros-
sen Kammer. Die Initianten ziehen daraufhin ihr Begehren zurück. 

GEGENSTAND Gemäss Initiative hätte die Verfassung wie folgt geändert werden sollen: 
Der Bund setzt sich für die angemessene Leistungsfähigkeit der Ver-
kehrsinfrastrukturen ein. Er fördert den Ausbau und den Unterhalt der 
Infrastrukturen für den Strassen- und Eisenbahnverkehr und trägt zur 
Beseitigung der Kapazitätsengpässe bei. Strassen als Teile internationaler 
und nationaler Netze sowie Umfahrungsstrassen sind vom Alpenschutz-
artikel ausgenommen. Spätestens zehn Jahre nach Annahme dieses Arti-
kels müssen die Bauarbeiten zwischen Genf und Lausanne, Bern und Zü-
rich sowie Erstfeld und Airolo begonnen haben. 

Der Gegenentwurf enthält in den ersten beiden Sätzen die gleichen all-
gemeinen Bestimmungen. Darüber hinaus legt er Folgendes fest: Der Bau 
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zusätzlicher Spuren zwischen Amsteg und Airolo sowie Umfahrungsstras-
sen sind vom Alpenschutzartikel ausgenommen. Der Bundesrat beantragt 
dem Parlament ein Jahr nach Annahme dieses Artikels ein Programm zur 
Fertigstellung und Erweiterung des Autobahnnetzes sowie für Beiträge 
an die Verbesserung der Infrastruktur in Agglomerationen. Die Massnah-
men betreffen Strasse und Schiene. Die Umsetzung wird durch einen 
Fonds finanziert. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Insbesondere die gegnerische Kampagne wird mit grossem Engagement 
geführt; beteiligt sind CVP (mit sieben abweichenden Kantonalsektio-
nen), SPS, EVP, CSP, PdA, GPS, SD, EDU sowie die Umweltschutzverbände 
und die Gewerkschaften. Die Argumente richten sich vor allem gegen den 
Bau einer zweiten Gotthardröhre und gegen die hohen Kosten des Pro-
gramms. Befürchtet wird zudem, der Alpenschutz (vgl. Vorlage 408) 
werde ausgehöhlt und das Ziel der Verlagerung von der Strasse auf die 
Schiene gefährdet. Auf der Pro-Seite kämpfen FDP, SVP, LP, FP, Lega und 
die Arbeitgeberverbände für den Gegenvorschlag, wobei die SVP ihren 
Mitstreitern fehlendes Engagement vorwirft. Die Befürworter sind der 
Meinung, die Vorlage ermögliche eine sinnvolle Partnerschaft von Strasse 
und Schiene und sichere die Finanzierung der wichtigsten Projekte. Vor 
allem könnten so endlich die Verkehrsprobleme in der Agglomeration ge-
löst werden. 

ERGEBNIS Am 8. Februar 2004 verwerfen 62,8% der Stimmenden und alle Stände 
den Gegenentwurf zur Avanti-Initiative. Die Stimmbeteiligung beträgt 
45,6%. Am wuchtigsten abgelehnt wird die Vorlage in den Kantonen 
Graubünden (74,5% Nein), Uri (73,6% Nein) und Wallis (71,8% Nein).  

Wie aus der Vox-Analyse hervorgeht, handelte es sich in den Augen der 
Ablehnenden primär um eine Strassenbauvorlage mit Schwergewicht auf 
dem Gotthardtunnel. Die Konzentration auf die zweite Gotthardröhre ist 
jedoch weitgehend ein Phänomen der Deutschschweiz und des Tessins, 
nicht aber der Romandie. Nach der Gotthardröhre folgten an zweiter 
Stelle der gegnerischen Entscheidmotive die von der Kontra-Propaganda 
herausgestrichenen Kosten des Projekts. Dies war insbesondere in der 
französischsprachigen Schweiz der Hauptablehnungsgrund. Für die Be-
fürworter des Gegenvorschlags war das Ja nur bedingt ein Ja zum Gott-
hardtunnel. Die Mehrheit von ihnen stimmte vor allem deshalb zu, weil 
sie das Paket als guten Mix von Förderungsmassnahmen für den privaten 
und den öffentlichen Verkehr einstuften. 

Im Abstimmungsverhalten lässt sich ein klarer Links-rechts-Graben aus-
machen: Die sich als links einstufenden Befragten lehnten den Gegen-
vorschlag im Verhältnis vier zu eins ab, die rechtsorientierten nahmen 
ihn knapp an. Fast ebenso stark beeinflusste die Einstellung zur Umwelt-
schutzpolitik den Entscheid: Jene, die den Schutz der Umwelt höher be-
werten als das Wirtschaftswachstum, stimmten zu 79% Nein. Dass die 
Skepsis weit ins bürgerliche Lager hineinreichte, zeigt das Verhalten der 
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Parteisympathisanten. Nur etwas mehr als die Hälfte der Anhängerschaft 
der SVP und der FDP folgte den Japarolen ihrer Parteien. Im Gegensatz 
dazu schlossen sich 79% der SP-Sympathisanten und rund zwei Drittel 
der CVP-Gefolgschaft den ablehnenden Empfehlungen ihrer Parteien 
an.. 
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